
Gastkommentar

Eine kommunalpolitische Perspektive

Der ökologische Strukturwandel hat auch die Kommunen er-
reicht. So hat vor allem die Energiepolitik, die die grüne

Fraktion in Berlin durchsetzen konnte, die Situation vor Ort
nachhaltig verändert und es der grünen Ratsfraktion leicht
gemacht, in der öffentlichen Diskussion zu punkten:

� Während die alte Bundesregierung durch eine Liberalisierung mit der
Brechstange die kommunalen Stadtwerke an den Rand des Ruins zu
bringen drohte, gelang es mit Hilfe grüner Energiepolitik, die Wett-
bewerbssituation der kommunalen Stadtwerke zu stärken. So wurden
die wirtschaftlichen Nachteile beim Betrieb umweltfreundlicher KWK-
(Kraft-Wärme-Kopplung)-Anlagen wie dem Heizkraftwerk am Hafen
durch das KWK-Modernisierungsgesetz ausgeglichen. Für die Stadt-
werke Münster und damit für den städtischen Etat bedeutet das seit
dem Jahr 2000 einen jährlichen Steuer-Bonus von mehr als 1 Mio Euro.

� Die neue Energiesparverordnung wird – über die bisherige Wärme-
schutzverordnung hinausgehend – den Verbrauch an Heizenergie in
Neu- und Altbauten um rund 30 Prozent reduzieren. Mit dem gleich-
zeitig aufgelegten Zukunftsinvestitionsprogramm (ZIP) wird die Altbau-
sanierung zum Zwecke der Energieeinsparung durch den Bund massiv
gefördert. Münsteraner Hausbesitzern steht damit neben dem kommu-
nalen auch ein attraktives nationales Förderprogramm zur Verfügung.

� Die Nutzung regenerativer Energien wird deutlich besser gefördert. Das
100.000-Dächer-Programm in Kombination mit dem Erneuerbare
Energien Gesetz (EEG) hat in diesem Bereich deutliche ökologische und
ökonomische Impulse gesetzt. Bis heute wurde durch dieses Programm
alleine in Münster die Installation von fast 100 neuen Photovoltaik-
anlagen mit einer Kapazität von annähernd 500 KWp unterstützt.

Grüner Einfluss auf die
Bundespolitik hat so die in
Münster vorhandenen An-
sätze einer nachhaltigen
Energiepolitik unterstützen
können und ihr in wichtigen
Bereichen neue Impulse ver-
leihen können. Davon profi-
tieren Mensch und Umwelt
in Münster. Und davon wol-
len wir mehr.

Wilhelm Breitenbach

Ratsfraktion von 
Bündnis90/Die Grünen
Münster

Unser Steuerrechner
„Als Umweltministerin halte ich es für erforderlich, die Energiepreise schritt-
weise anzuheben und so ein eindeutiges Signal zum Energiesparen zu
geben“, sprach Angela Merkel (CDU) 1995 sehr weise. Dem können wir uns
nur anschließen. Doch heute behaupten manche aus der CDU: „Null Öko, die
Ökosteuer hat keinerlei ökologische Wirkung.“ Doch wie sieht es tatsächlich
aus?

Die Mineralölkonzerne verzeichnen für das Jahr 2000 deutliche
Absatzrückgänge (– 2,7 Prozent) für alle Mineralölprodukte, insbesondere bei
Ottokraftstoffen (–4,3 Prozent). Dieser Trend setzt sich fort: Im ersten Halbjahr
2001 ist der Benzinverbrauch um fast 8 Prozent zurückgegangen. Der ÖPNV
und die Bahn vermelden steigende Fahrgastzahlen. Bei Autoherstellern und
Verbrauchern ist ein erstes Umdenken in Richtung Energie sparen und höhe-
rer Energieeffizienz zu verzeichnen. Hinzu kommt die langfristige
Anreizwirkung der Ökologischen Steuerreform zum sparsamen Umgang mit
Energie. Die erste Frage beim Autohändler ist inzwischen immer häufiger die
nach dem Verbrauch und nicht mehr nach der PS-Zahl.

Wichtig ist, was unterm Strich steht:

Unser Steuerrechner weiß es auf den Cent genau. Probieren Sie es aus und
clicken Sie auf:

www.gruene-fraktion.de/steuerrechner/steuerrechner.htm

Nahost: Der tragische Konflikt
Mai 1988. In Münster werden anlässlich des 40-jährigen Bestehens des Staates Israel israelische Kulturtage veranstaltet. Gleichzeitig

tobt in der von Israel seit 1967 besetzt gehaltenen Westbank und dem Gazastreifen die erste Intifada, eine von der gesamten palä-
stinensischen Bevölkerung getragene Widerstandsbewegung gegen die israelische Besatzung.

Der langjährige, geduldige aber
beharrliche Kampf von Bürgerinnen
und Bürgern aus der Umgebung des
Truppenübungsplatzes Vogelsang in
der Eifel hat sich gelohnt. Ende
Februar verkündete Verteidigungs-
minister Scharping, dass der bisher
überwiegend von den belgischen
Streitkräften genutzte Truppen-
übungsplatz ab dem Jahr 2005 in
die zivile Weiternutzung überführt
wird. Dieser Erfolg war möglich
geworden, weil sich ein breites
Bündnis von Bürgerinitiativen im
Verbund mit Politikern aller Parteien

aus Bund und Ländern auf verschie-
densten Ebenen für die Freigabe ein-
gesetzt haben. Auch die Bündnis-
grünen – einschließlich Winni Nacht-
wei – haben sich seit Jahren und auf
verschiedensten Ebenen für ein zivi-
les Vogelsang engagiert. Neben der
Arbeitsgemeinschaft „Ziviles Vogel-
sang“ ist es nicht zuletzt den
Grünen in Belgien und Deutschland
zu verdanken, dass sich die Belgier
für einen Abzug und die
Bundesregierung für einen Verzicht
auf die militärische Weiternutzung
entschieden haben.

Die Bundeswehr will das frühere
sowjetische „Bombodrom“ in der
Kyritz-Ruppiner Heide bei Wittstock
in Brandenburg als Luft/Boden-
Schießplatz der Luftwaffe und Trup-
penübungsplatz nutzen. Dem wider-
setzen sich seit fast zehn Jahren die
Anliegergemeinden und die Bürger-
initiative FREIe HEIDE mit ihren ca.
1000 Mitgliedern. Bei der Bundes-
wehr geht man davon aus, dass man
das ehemalige Bombodrom sowohl
als Truppenübungs- und Luft-Boden-

Schießplatz nutzen möchte.

Im Frühjahr 2001 haben der Bun-
destagsabgeordnete Winni Nacht-
wei und sein SPD-Kollege, Ernst
Bahr (Neuruppin), einen Gruppen-
antrag für eine zivile Nutzung der
Kyritz-Ruppiner Heide vorgelegt. Der
Antrag widerlegt die offizielle
Behauptung, der Luft/Boden-Schieß-
platz Wittstock sei für die Bundes-
wehr unverzichtbar. Vielmehr be-
gründe die jahrzehntelange Extrem-
belastung durch sowjetische Luft-

Boden-Übungen einen Nachhol-
bedarf an Ruhe und ziviler Regional-
entwicklung. Da das Versprechen
einer Garnison mit vielen neuen
Arbeitsplätzen angesichts vieler
anderer Standortschließungen eine
Illusion sei, drohe die militärische
Nutzung der Heide der Region nur
Lasten, aber keinen wirtschaftlichen
Nutzen zu bringen.

Der Antrag wurde von 63
Koalitionsabgeordneten unterschrie-
ben. Die Abgeordneteninitiative war 

nötig geworden, weil der SPD-
Fraktionsvorstand aus Rücksicht auf
das Verteidigungsministerium und
das Votum der eigenen Verteidi-
gungspolitiker nicht in der Sache
aktiv werden wollte. Der Gruppen-
antrag widerspricht der ausdrückli-
chen Position des „eigenen“ Minis-
teriums und ist damit der erste
Antrag dieser Art unter Rot-Grün.
Über den Antrag soll noch in dieser
Legislaturperiode entschieden wer-
den.

Während der Demonstration, die
anlässlich dieser Ereignisse zur
„Solidarität mit dem palästinensi-
schen Volk“ aufrief, trugen Grüne
ein Transparent, das gleichermaßen
die palästinensische
und die israelische
Nationalfahne zeig-
te.

Auf dem Flugblatt,
das während der
Demonstration ver-
teilt wurde, brachten
die Grünen Sympathie
und Unterstützung
für die „palästinensi-
schen und jüdischen
Menschen und Grup-
pen“ zum Ausdruck,
„die sich trotz vieler
Anfeindungen für
den Dialog, für den
Abzug der israeli-
schen Besatzungs-
macht, für eine fried-
liche Lösung auf
Grundlage gegensei-
tiger Anerkennung einsetzen“.

Das Transparent führte während und
nach der Demonstration zum Eklat,
war es doch für viele eine unerträg-
liche Provokation und ein Tabu-
bruch. Für die Ausrichter der israeli-
schen Kulturtage war die palästinen-
sische Fahne ein rotes Tuch. Auf der
anderen Seite waren die Aktivisten
der Palästina-Solidarität geschockt.
Für die Grünen ist Anerkennung des
nationalen Selbstbestimmungsrechts
des jüdischen und des palästinensi-
schen Volkes in Palästina/Israel die
zentrale Voraussetzung für eine
friedliche Lösung des Konfliktes.
Eine Position, die nur einer Seite das
Existenzrecht zuspricht, führt zur
Vertreibung oder Vernichtung des
anderen Volkes.

Grüne Politik geht von der Frage
aus, wie eine für beide Konflikt-
parteien befriedigende Lösung her-
beigeführt werden könnte.

Der Holocaust an den Juden
während der Nationalsozialismus
stellt uns Deutsche in eine besonde-
re Verant-wortung zu Israel. Über die
letzten Jahrzehnte hat sich außer-
dem eine tiefe und intensive kultu-
relle und soziale Bindung zwischen
beiden Gesellschaften entwickelt,
die geprägt ist von engen freund-
schaftlichen Kontakten, institutio-
nellem Austausch und organisatori-
schen Bindungen. Deutschland hat
mit Israel die meisten Städtepart-
nerschaften. Auf der anderen Seite
bestehen zu den arabischen Staaten
ebenfalls enge Beziehungen. Ein
Friede zwischen Palästinensern, den
arabischen Staaten und Israel würde
für Deutschland den schwierigen
Widerspruch zwischen seinen be-
sonderen Beziehungen zu Israel und
dem Interesse an intensiven und
guten Beziehungen zu den arabi-
schen Staaten beenden.

Dennoch bedeutet die Verantwor-
tung, der wir uns aufgrund der deut-
schen Geschichte stellen müssen
und stellen wollen, keine blinde
Solidarität mit der konkreten Politik

der Regierung des Staates Israel. Die
Konsequenz, die wir aus der deut-
schen Geschichte ziehen, heißt: akti-
ve Solidarität, wenn in der Welt
Jüdinnen und Juden bedroht wer-
den. Jede Form von Antisemitismus
wird von uns bekämpft. Die Kon-
sequenz heißt ebenso vorbehaltlos,
sich für die Menschenrechte einzu-
setzen. Menschenrechte sind nicht
teilbar. Nur die Einhaltung der uni-
versalen Menschenrechte führt zu
mehr Sicherheit. Seit einigen Mon-
aten wird gerade aus der politischen
Mitte in Deutschland diese besonde-
re Beziehung Deutschlands zu Israel
bestritten. Der FDP-Politiker Mölle-
mann gab angesichts des Nahost-
konfliktes forsch sein Verständnis für
Selbstmordattentäter kund und der
CDU-Politiker Blüm sprach von
einem „Vernichtungskrieg“, den
Israel gegenüber den Palästinensern
führe, und zieht damit eine direkte
Linie zum Holocaust der Nazis.
Häufig sieht man auf Demonstratio-
nen Transparente, die von einem
„Holocaust an den Palästinensern“
sprechen. Hier wird der Versuch
unternommen, die eigene Geschich-
te zu entsorgen, indem man den tat-
sächlichen und den „politischen“
Nachkommen der Holocaustopfer
auf eine Stufe mit den eigenen Nazi-
Vätern und Nazi-Müttern stellt.

Mit dem Scheitern des Verhand-
lungsmarathons von Camp David
zwischen Clinton, Barak und Arafat,
der Demonstration des damaligen
Oppositionsführers Sharon auf dem
Tempelberg und dem Ausbruch der
so genannten Al Aqsa Intifada hat
eine neue Zeitrechnung im Nahen
Osten begonnen. Bereits vorher
wurde jede Initiative, durch die mög-
licherweise oder tatsächlich der
Konflikt oder ein Teilproblem über
den Verhandlungsweg eingedämmt

werden sollte, begleitet von Terror-
anschlägen durch palästinensischen
Terroristen mit dem Ziel, die Ver-
handlungen zu sabotieren. Auf der
anderen Seite demonstrierten be-

waffnete Siedler in Jerusalem, be-
setzten nicht bewohnte Hügel in der
Westbank mit Wohnmobilen und
bauten bestehende Siedlungen kon-
tinuierlich aus.

Nun begreift sich die Mehrheit der
Bevölkerung in beiden Gesellschaf-
ten in einem Konflikt, in dem es aus-
schließlich um das eigene Überleben
geht. Mit der „Operation Schutz-
wall“ der israelischen Armee sahen
sich die Palästinenser durch die isra-
elische Besatzung massiv bedroht.
Die Toten und Verletzten, die Angrif-
fe der israelischen Armee, die Ver-
wüstungen und Zerstörungen, die
Einschränkungen in der Bewegungs-
freiheit setzten in gesteigertem
Maße einen Lebensalltag fort, der
sich über die Jahre auch während
der Friedensverhandlungen kaum
verändert hatte.

Die Zunahme der Terroranschläge
haben bei den Israelis die Angst,
Opfer eines Selbstmordanschlages
zu werden, weiter verschärft. Jeder
Gang zum Arbeitsplatz, jeder Kino-
besuch bedeutet die reale Gefahr,
Opfer zu werden. Damit einher geht
die Befürchtung, die Palästinenser
hätten die Existenz Israels niemals
akzeptiert. Die israelische Knesset-
Abgeordnete Naomi Chazan hat die
Lösung auf ihrem Vortrag im Som-
mer 2001 in Münster in einem einzi-
gen Satz zusammengefasst: „Die
gesicherte Existenz des israelischen
und eines palästinensischen Staates
in den Grenzen von ‘67 einschließ-
lich der Aufgabe der israelischen
Siedlungen, die Aufrechterhaltung
der Entmilitarisierung der palästi-
nensischen Gebiete, die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit zwischen bei-
den Staaten, einer Vereinbarung
über das palästinensischen Flücht-
lingsproblem, die Entschädigung der
Flüchtlinge und Rückkehr eines Teils

nach Israel sowie die Etablierung Je-
rusalems als die Hauptstadt zweier
Völker.“

Bemerkenswert ist, dass diese
Auffassung inzwi-
schen weltweit von
der internationa-
len Staatenge-
meinschaft als mög-
licher und richti-
ger Ansatz zur
Regulierung des
Konfliktes und zur
Verringerung der
Gewalt anerkannt
wird. Im Gegen-
satz zu der ersten
Intifada in den
80ern hat nun die
aktuelle so ge-
nannte Al Aqsa
Intifada einen Dop-
pelcharakter: Zum
einen kämpfen
die Palästinenser,
um ein Ende der
Besatzung zu er-

reichen und ihr Recht auf einen
unabhängigen Staat durchzusetzen.
Gleichzeitig führen fanatische Mus-
lime von Iran bis Gaza und von
Libanon bis Ramallah einen Krieg,
um Israel zu vernichten und die
Juden zu vertreiben.

Im April 2002 wurde in Münster auf
einer Solidaritätsdemonstration für
die Palästinenser „Tod den Juden“
skandiert, längst rufen die Führer
der Hamas dazu auf, solange zu
kämpfen, bis „kein Ungläubiger“
mehr „den heiligen Boden be-
schmutzt“. Ein Ende der Besatzung,
die Auflösung der Siedlungen und
ein palästinensischer Staat würde
den einen Krieg beenden und damit
die Selbstmordattentate und andere
Operationen stark reduzieren, aber
nicht beenden. Trotzdem würde das
die Sicherheit Israels und seiner
Bevölkerung erheblich erhöhen und
längerfristig vertrauensbildend wir-
ken.

Als deutsche Grüne verfolgen wir
die Situation von außen. Die Chance
besteht für uns weniger darin, sich
mit der ein oder andere Seite der
beiden Konfliktparteien zu „solidari-
sieren“, sondern vielmehr als Par-
tner/in beide Seiten bei der Konflikt-
regulierung zu unterstützen. Grüne
Politik unterstützt dabei diejenigen
in beiden Gesellschaften, die die in-
ternational akzeptierte Zwei-Staaten-
Regelung durch Verhandlungen
erzielen wollen. Der Konflikt kann
nur mit Hilfe Dritter re-zivilisiert wer-
den. Während der Oslo-Prozess die
Frage nach dem endgültigen Ziel 
der Verhandlungen ausklammerte,
schlägt der Fischer-Plan vor, das
politische Endziel an den Anfang der
Verhandlungen zu stellen: Eine
Zwei-Staaten-Lösung mit garantier-
ter Sicherheit für beide Seiten. Dafür
stehen wir Grüne.

1988, während einer Demonstration in Münster war dieses Transparent ein Skandal. Seitdem stehen Grüne für eine Lösung,

die für Israel mehr Sicherheit und für die PalästinenserInnen einen eigenen Staat in der Westbank und im Gaza bedeuten.

FREIe HEIDe statt Luft/Boden-Schießplatz!

Ende des
Truppenübungsplatzes

Vogelsang


